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ANALYSE

Folgsame Steuerzahler*innen ohne politische Stimme: Paternalismus in 
belarusischen Staatsmedien
Volha Kananovich (Nationale Akademie der Wissenschaften von Belarus / Universität Iowa)

DOI: 10.31205/BA.084.01

Zusammenfassung
Die vom Staat kontrollierten Medien schirmen nicht nur die Regierung von Kritik ab und versuchen, alter-
native Stimmen zu delegitimieren. Sie reproduzieren auch auf subtileren Wegen die autoritäre Herrschaft, 
indem sie die Vorstellungen der Bevölkerung über ihr Verhältnis zum Staat prägen. Der Beitrag untersucht 
einen dieser Mechanismen, nämlich den Diskurs über Steuerzahler*innen in der staatlichen belarusischen 
Presse. Es wird herausgearbeitet, dass die Steuerzahler*innen in den Staatsmedien nicht als Bürger*innen 
dargestellt werden, die einen legitimen Anspruch haben, das Vorgehen der Regierung zu hinterfragen. Sie 
werden im Gegenteil als gehorsame, in Bezug auf den Fiskus verantwortungsbewusste Beitragszahler*innen 
präsentiert, die über keine politische Handlungsmacht verfügen. In diesem Diskurs erfährt das Entrichten 
von Steuern ein Framing, als ob es hier um Befolgung und nicht um Ansprüche ginge. Der Staat erscheint 
dabei nicht als ein Counterpart, der den Steuerzahler*innen gegenüber verantwortlich wäre, sondern als 
wohlwollende Autorität, die letztlich das Sagen hat. Das hilft zu erklären, wie heute in Belarus der Diskurs 
in staatlichen Medien versucht, einen paternalistischen Autoritarismus zur Normalität zu machen, indem 
der Raum verengt wird, in dem sich die Bevölkerung als legitimer politischer Akteur wahrnehmen könnte.

Einführung
Die Aufgabe der staatlichen Presse in Belarus – wie auch 
der in anderen autoritären Regimen – ist es, den poli-
tischen Status quo aufrechtzuerhalten. Das erfolgt auf 
die bekannte Art und Weise: durch Unterdrückung von 
Kritik, Diskreditierung von Opponent*innen und Ver-
stärkung offizieller Narrative (siehe: BAJ; Kananovich: 
From authoritarianism…; in d. Bibliogr.). Die ideolo-
gische Bearbeitung ist allerdings nicht auf diese offen-
sichtlichen Funktionen beschränkt. Die Staatsmedien 
reproduzieren autoritäre Herrschaft auch auf subtilere 
Art und Weise, indem versucht wird, ein bestimmtes 
Verständnis von Staat, Bürger*in und Gesellschaftsord-
nung zu legitimieren.

Ein Bereich, in dem diese subtilere ideologische 
Bearbeitung stattfindet, ist der Diskurs über Steuer-
zahler*innen. In einem demokratischen Kontext stehen 
Steuerzahler*innen eher als politisch relevante Figuren 
dar, nämlich als diejenigen, die den Staat finanzieren 
und dadurch einen legitimen Anspruch haben, dass die 
Entscheidungen, die der Staat in ihrem Namen trifft, 
hinterfragt werden (siehe: Hackell; Kananovich: Fra-
ming…; Willmott; in d. Bibliogr.). Steuern sind nicht 
nur ein fiskalisches Instrument, sie sind auch Bestandteil 
des Gesellschaftsvertrags zwischen den Bürger*innen 
und dem Staat (siehe: Zelenak; in d. Bibliogr.). Dieser 
Vertrag verpflichtet Bürger*innen nicht nur dazu, Steu-
ern zu zahlen, sondern verleiht ihnen den Anspruch 
auf einen Platz am politischen Tisch (siehe: Kanano-
vich: Subordinate…; Kidder u. Martin; Upham-Born-

stein; in d. Bibliogr.). In Belarus hingegen ist das Fra-
ming des Gesellschaftsvertrags ein »autoritärer Deal« 
(siehe: Pranevičiūtė-Neliupšienė & Maksimiuk; in d. 
Bibliogr.): Die Bürger*innen erhalten für politisches 
Stillhalten eine relativ stabile Wirtschaft und staatlicher-
seits gewährte soziale Absicherung. Der Umstand, dass 
sie dabei durch ihre eigenen Steuerbeiträge öffentliche 
Ausgaben ermöglichen, wird ausgeblendet.

In einem solchen System kann der Diskurs über 
Steuerzahler*innen politisch folgenreich sein. Falls Bür-
ger*innen dazu ermutigt werden, das Entrichten von 
Steuern als Grundlage wahrzunehmen, um die Regie-
rung zu beobachten, zu hinterfragen und deren Verant-
wortlichkeit einzufordern, würde das genau jene Art Ver-
hältnis zwischen Staat und Bürger*in stärken, das ein 
paternalistischer Autoritarismus zu unterdrücken sucht. 
Daher ist es besonders aufschlussreich – das ergab die 
Analyse –, dass die belarusischen Staatsmedien Steu-
erzahler*innen nur selten als politische Subjekte mit 
gemeinsamen Interessen und einem legitimen Anrecht 
auf Beteiligung bei öffentlichen Angelegenheiten dar-
stellen. Sie erscheinen vielmehr als gehorsame und weit-
gehend passive Akteure. Und sie sind eher Individuen als 
ein kollektiver Akteur, indem sie die Verfahren befolgen, 
statt Ansprüche zu erheben. Sie befinden sich eher in 
einer vertikalen Beziehung zum Staat als in einer brei-
teren Gemeinschaft, die in der Lage wäre, gegenüber 
dem Staat die Stimme zu erheben.

Das ergibt sich aus einer Analyse des Diskurses 
über Steuerzahler*innen in den Zeitungen von Bela-



Belarus-Analysen Nr. 84, 27.07.2026 3

rus Segodnja, einem Medienkonzern in Staatsbesitz, der 
von der Präsidialadministration gegründet wurde und 
in Belarus als eine der zentralen Plattformen für regie-
rungsgenehme Botschaften fungiert. Die Suche nach 
dem Begriff für »Steuerzahler«*in (belar.: padatkapla-
zelschtschyk und russ.: nalogoplatelschtschik), die die Ver-
fasserin im April 2026 auf der Internetseite des Unter-
nehmens unternahm, ergab 1.047 Treffer, unter anderem 
Nachrichten, Kolumnen und Leitartikel aus den vergan-
genen mehr als 20 Jahren, die bis zurück in den Dezem-
ber 2001 datieren. Diese Beiträge wurden auf diskursive 
Muster untersucht, nämlich daraufhin, wie Steuerzah-
ler*innen dargestellt werden, welches Verhalten ihnen 
zugeschrieben wird und wie das Framing des Verhältnis-
ses zwischen dem Staat und anderen gesellschaftlichen 
Akteuren ausfällt. Die Ergebnisse konnten anhand der 
Erkenntnisse einer früheren Ausgabe der Studie inter-
pretiert werden (siehe: Kananovich: Contract partner…; 
in d. Bibliogr.).

Apolitische belarusische Steuerzahler*innen 
in einer asymmetrischen Beziehung zum 
wohlwollenden Staat
Eines der herausstechenden Muster, die sich ergeben, ist 
das Ausmaß, in dem der Diskurs in den Staatsmedien 
die belarusischen Steuerzahler*innen in einer asym-
metrischen, auf das Prozedere konzentrierten Bezie-
hung zum Staat darstellt. Letzterer wird als Initiator 
der Politik, als Framer der Richtlinien und im Falle von 
Verstößen als strafende Instanz hingestellt. Den Steu-
erzahler*innen hingegen wird nur eine begrenzte Hand-
lungsmacht zugeschrieben. Sie initiieren kein Vorgehen, 
sondern haben auf Handlungen des Staates zu warten 
(Aus Platzgründen wird im Folgenden auf Quellennach-
weise zu den zitierten Nachrichtenmeldungen verzich-
tet; sie sind auf Nachfrage bei der Verfasserin verfügbar). 
Steuerzahler*innen »wird die Gelegenheit gegeben«, wer-
den »Bescheide übermittelt«, wird »eine Registrierungs-
nummer zugewiesen« und wird »das Einkommen bemes-
sen«. Mit anderen Worten: Sie sollen eher gehorchen als 
hinterfragen. Selbst positive Elemente der Beschreibung 
der Steuerzahler*innen unterstreichen deren untergeord-
nete Stellung. Diejenigen, die Lob verdienen, werden 
als »gesetzestreu«, »verantwortungsbewusst«, »diszipli-
niert«, »gewissenhaft« und »Fristen einhaltend« beschrie-
ben. Das sind Merkmale von Akteur*innen, die nicht 
aktiv Ansprüche anmelden, sondern vielmehr die Regeln 
befolgen. Ein Bild von Steuerzahler*innen als Stake-
holder*innen, die gemeinsame Interessen haben, Miss-
stände erfahren, und die sich gegenüber dem Staat zu 
Wort melden sowie ihre Beiträge zum Staatshaushalt 
als Hebel einsetzen können, bleibt dabei ausgeblendet.

Dieser »entmachtende« Diskurs entspricht einer brei-
teren paternalistischen Logik des belarusischen Staates 

(siehe: Chulitskaya & Matonyte; in d. Bibliogr.), der 
zufolge der Staat der wichtigste Versorger und Entschei-
dungsträger ist, während die Bevölkerung als Nutznie-
ßerin von Ordnung, Stabilität und Fürsorge dasteht. In 
einem der Berichte wird das Steuersystem ausdrücklich 
als »milde« gegenüber den Steuerzahler*innen beschrie-
ben, wobei es »hohe soziale Standards gewährleistet«. 
Diese Wortwahl ist bevormundend, weil sie impliziert, 
dass das Verhältnis des Staates zu Steuerzahler*innen 
eher auf Wohlwollen und Fürsorge des Ersteren, denn 
auf gegenseitiger Verpflichtung beruht. Verantwor-
tungsbewusste Steuerzahler*innen erscheinen somit 
nicht als Personen, die berechtigt wären, Rechenschaft 
einzufordern, sondern vielmehr als Subjekte, die das 
wohlwollende und maßvolle Vorgehen des Staates wür-
digen sollen.

Die institutionelle Ausgestaltung der Steuererhe-
bung in Belarus und der historische Hintergrund ver-
stärken diese Logik. Zu Sowjetzeiten waren gewöhnli-
che Bürger*innen als Steuerzahler*innen nur schwach 
in den Prozess involviert (siehe: Ganev; in d. Bibliogr.); 
die Steuererhebung als spezifische gesellschaftliche Pra-
xis blieb für sie praktisch unsichtbar (siehe: Tanzi; in d. 
Bibliogr.). Heute wird in Belarus die individuelle Ein-
kommensteuer direkt bei der Auszahlung der Gehälter 
einbehalten (siehe: Kireyeva & Pinskaya; in d. Bibliogr.). 
Die Steuererklärung entfällt somit weitgehend, wodurch 
die Steuerzahler*innen eines der markantesten Rituale 
verlieren, durch das sie sich in Bezug auf ihren Bei-
trag zur Staatskasse Gedanken machen könnten (siehe: 
Zelenak; in d. Bibliogr.). Diese Umstände machen es 
dem Staat leichter, die Versorgung durch die öffentli-
che Hand als etwas hinzustellen, das der Staat liefert, 
und weniger als etwas, was auch durch die Bevölke-
rung finanziert wird.

Ein besonders bezeichnendes Beispiel findet sich in 
einem Nachrichtenbeitrag. Dort wird ein junger Bela-
ruse portraitiert, der bei einem Wettbewerb, bei dem 
Briefe an den Präsidenten geschrieben werden sollten, 
einen Preis gewann. Der Beitrag beginnt mit der laut 
dem Artikel entscheidenden Zeile aus dem Brief: »Wir 
wollen der Regierung nützlich sein, nützlich nicht als 
Steuerzahler, sondern als aktive Bürger.« Hier wird aus-
drücklich eine Trennung zwischen Steuerzahler*in und 
staatbürgerlichem Engagement vorgenommen, wobei 
dem Zahlen von Steuern die politische Hebelwirkung 
genommen wird, die es sonst entfalten könnte.

Welchen Unterschied die 
Staatsangehörigkeit machen kann: 
Ausländische Steuerzahler*innen als potente 
politische Akteur*innen
Besonders deutlich wird die Entpolitisierung der belaru-
sischen Steuerzahler*innen durch den Kontrast zu Steu-
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erzahler*innen in anderen Staaten. Die belarusischen 
Staatsmedien stellen ausländische Steuerzahler*innen, 
insbesondere jene in Europa und den USA, als poli-
tisch potente Akteur*innen dar, die klare Interessen, 
Ansichten zu Missständen und Wirkungsmöglichkeiten 
haben. In Nachrichten- und Meinungsbeiträgen wird 
darauf verwiesen, dass sie sich gegen verschwenderische 
Ausgaben wenden, wegen der Militärausgaben besorgt 
sind, gegen Regierungsentscheidungen protestieren, vor 
Gericht klagen und Einfluss auf die Politik nehmen. Das 
aktuelle Geschehen – angefangen bei Europas Unterstüt-
zung für die Ukraine und dem US-amerikanischen Mili-
täreinsatz gegen den Iran bis hin zur Diskussion über 
die Entschlossenheit der NATO – wird gewöhnlich mit 
Blick auf die Kosten für die ausländischen Steuerzah-
ler*innen dargestellt. In diesen Berichten erscheinen letz-
tere nicht einfach als Einnahmequelle, sondern als Stake-
holder*innen, denen gegenüber Entscheidungen, die in 
ihrem Namen getroffen wurden, gerechtfertigt werden 
müssen, und deren Zustimmung politisches Vorgehen 
legitimiert. Mit anderen Worten: Dasselbe Mediensys-
tem, das den belarusischen Steuerzahler*innen politische 
Handlungsmacht abspricht, schreibt ausländischen eine 
solche zu. Der Kontrast ist bezeichnend. Er legt nahe, 
dass es nicht darum geht, ob das Zahlen von Steuern 
politische Bedeutung erlangen kann, sondern darum, 
wo eine solche Bedeutung bestehen darf.

Wenn es im innerbelarusischen Kontext zu Kritik 
an öffentlichen Ausgaben kommt – sei es an Regie-
rungsgeldern für ein lokales Sportteam, an der Nah-
rungsmittelqualität in öffentlichen Krankenhäusern 
oder an den hohen Bezügen der Beamten – werden 
diese Klagen nicht als legitime Beschwerden von Steu-
erzahler*innen dargestellt. Im Gegenteil: Kritiker*innen 
werden als »Hasser«, »Nörgler«, »Couchexperten« und 
»Klatschmäuler« verhöhnt. In einem Meinungsbeitrag 
eines belarusischen Parlamentariers tritt diese Abwer-
tung besonders klar zutage. Zur Rechtfertigung des 
Regierungshandelns argumentiert er, dass »oppositio-
nelle Medien« jedes Vorgehen des Staates »entweder als 
ungenügend, überzogen oder als für den ‚Steuerzah-
ler‘ zu teuer« darstellen würden. Dann wird gefragt, ob 
»denn [die Regierung] sich tatsächlich [nach den Steu-
erzahler*innen] umdrehen und sich [deren Willen] beu-
gen« müsse. Die Implikationen dieses Diskurses sind 
nicht zu unterschätzen: Indem der Begriff »Steuerzahler« 
in Anführungszeichen steht, wird der Status von Steu-
erzahler*innen als der eines legitimen Subjekts in Frage 
gestellt. Ebenso wichtig ist hier, dass diese Lesart der 
Rolle der Steuerzahler*innen – die delegitimiert werden 
soll – auf »oppositionelle Medien« zurückgeführt und 
damit aus dem offiziellen Diskurs herausgerückt wird.

Der Kontrast zwischen In- und Ausland hat eine wei-
tere Dimension. Steuerzahler*innen im Ausland wird 

nicht nur eine stärkere Stimme zugeschrieben, sie wer-
den auch als Teil eines größeren Kollektivs dargestellt. 
Belarusische Steuerzahler*innen hingegen bleiben frag-
mentiert und es wird kaum die Vorstellung vermittelt, 
dass es horizontale Verbindungen zwischen ihnen geben 
könnte. Sie werden in einem vorwiegend vertikalen, von 
oben nach unten ausgerichteten Verhältnis zum wohl-
wollenden Staat festgehalten.

Was uns der Diskurs über 
Steuerzahler*innen über das belarusische 
Regime sagt
Die beschriebenen Muster sind hilfreich, um die Mecha-
nik autoritärer Herrschaft zu verstehen. Das Regime stützt 
sich nicht nur auf Repressionen, Zensur und institutio-
nelle Kontrolle, sondern versucht den Rahmen zu setzen, 
in dem Bürger*innen sich ihr Verhältnis zum Staat vor-
stellen. Im gegebenen Fall stellt die staatliche Presse die 
Steuerzahler*innen nicht als Personen dar, die ein Anrecht 
haben zu fragen, wie die öffentlichen Gelder verwendet 
werden. Sie sollen sich fügen und nicht Fragen stellen.

Ein solcher Diskurs hat weiterreichende Folgen. 
Wenn die Entrichtung von Steuern ein Framing als 
individuelle, technische und apolitische Angelegen-
heit erfährt, wird es für Bürger*innen schwieriger, sich 
selbst als Teil einer breiteren Öffentlichkeit wahrzuneh-
men, der gemeinsame Interessen hat, Missstände erfährt 
und potenziell über eine machtvolle Stimme verfügt. In 
einem Land, in dem es praktisch keine funktionierenden 
unabhängigen Institutionen gibt und offener politischer 
Widerspruch einen teuer zu stehen kommen kann, trägt 
diese Art der diskursiven Fragmentierung dazu bei, die 
Regierung vor Druck aus der Bevölkerung abzuschotten.

In einem weitergefassten Sinne macht dieser Fall 
etwas deutlich, was weit über Steuerpolitik hinaus rele-
vant ist. Die Resilienz des autoritären Regimes in Bela-
rus hängt zum Teil davon ab, dass Bürger*innen ihre 
gesellschaftliche Rolle – als Wähler*in, Steuerzahler*in, 
Arbeiter*in – nicht als Quelle verstehen, um legitim und 
politisch ihre Stimme zu erheben. Die Staatsmedien 
fördern diesen Prozess, indem die Vorstellung zur Nor-
malität erklärt wird, dass Bürger*innen in erster Linie 
Pflichten haben und keine Macht, sich hieraus ergebende 
Ansprüche anzumelden. Aus dieser Perspektive stellt der 
Diskurs über Steuerzahler*innen einen markanten Teil 
der breiteren Bemühungen des Regimes dar, die Erwar-
tungen der Gesellschaft im Zaum zu halten, horizon-
tale Solidarität einzudämmen und ein Beziehungsmo-
dell von Staat und Gesellschaft aufrechtzuerhalten, das 
von oben nach unten ausgerichtet ist.

Dieser Punkt ist auch für eine breitere Diskussion 
über den Zusammenhang zwischen Steuern und politi-
schem Wandel relevant. Eine langjährige wissenschaftli-
che Schule argumentiert, dass Steuererhebung eine demo-
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kratisierende Wirkung haben kann, wenn Bürger*innen 
dadurch dazu gebracht werden, mehr Verantwortlich-
keit einzufordern, und wenn Regierungen dazu gezwun-
gen werden, darauf zu reagieren, um anhaltende Haus-
haltseinnahmen zu gewährleisten (siehe: Bräutigam et 
al.; Levi; Martin & Nations; Paler; Ross; in d. Bibliogr.). 
Die empirischen Belege hierfür bleiben jedoch unein-
deutig (siehe: de la Cuesta et al.; Haber und Menaldo; 
Herb; Kato und Tanaka; Schmoll und Swenson; Sjur-
sen; Weigel; in d. Bibliogr.). Der Fall Belarus könnte 
erklären, warum: Steuererhebung allein führt noch nicht 

notwendigerweise zu politischen Forderungen. Die Bür-
ger*innen benötigen einen diskursiven Rahmen, um ver-
stehen zu können, dass das Entrichten von Steuern eine 
legitime Grundlage darstellt, den Staat in die Pflicht zu 
nehmen. Wenn der offizielle Diskurs jedoch das Zah-
len von Steuern als Merkmal von Folgsamkeit darstellt 
und die Steuerzahler*innen als isolierte administrative 
Subjekte, wird Steuererhebung wohl kaum zu politi-
schem Druck führen, der Verantwortlichkeit einfordert.

Übersetzung aus dem Englischen: Hartmut Schröder
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Wandel des Gesellschaftsvertrags in Belarus
Michail Miadviedka (Kaściuška Security Studies Institute, Warschau)
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Zusammenfassung
Der Beitrag untersucht die Wandlung des »Gesellschaftsvertrags« in Belarus nach der politischen Krise von 
2020. Während dieser »Gesellschaftsvertrag früher aus Sicht der Regierung in einer Nichteinmischung der 
Bürger*innen in die Politik und im Gegenzug in der Gewährleistung eines angemessenen Lebensstandards 
durch den Staat bestand, so erfuhr diese Formel nach 2020 beträchtliche Veränderungen. So wird die Vor-
stellung von »Nichteinmischung in die Politik« etliche Jahre bereits sehr viel weitgehender ausgelegt. Was 
das »anständige Leben« anbelangt, so wird der Akzent hier im Grunde darauf gelegt, dass der Staat »Sicher-
heit gewährleistet«, vor allem durch einen Kampf gegen »Terroristen« und »Extremisten«, hinter dem sich 
oft politisch motivierte Repressionen verbergen. Und durch die Vermeidung einer direkten Beteiligung von 
Belarus am russischen Krieg gegen die Ukraine.

Der Gesellschaftsvertrag zwischen der Gesell-
schaft und dem Regime wandelt sich allmählich 

zu einem Vertrag zwischen Regime und den Silowiki 
(dem Sicherheitsapparat), wobei letztere vollkommene 

Loyalität zum herrschenden Regime wahren und das 
Regime den Silowiki einen Modus ermöglicht, der sich 
so umschreiben ließe: »Mitunter muss es auch ohne 
Gesetz gehen«.

https://www.journals.vu.lt/politologija/en/article/view/1142/610
https://www.imf.org/en/Publications/WP/Issues/2016/12/30/Fiscal-Policy-and-the-Economic-Restructuring-of-Economies-in-Transition-1179
https://www.imf.org/en/Publications/WP/Issues/2016/12/30/Fiscal-Policy-and-the-Economic-Restructuring-of-Economies-in-Transition-1179
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Die Formel des Gesellschaftsvertrags in 
Belarus
Der Gesellschaftsvertrag ist seit dem Machtantritt von 
Aljaksandr Lukaschenka einer der zentralen Begriffe 
im sozialen und politischen System von Belarus. Wollte 
man kurz und sehr vereinfacht seinen Gehalt formu-
lieren, würde er ungefähr so lauten: »Ihr (die Bevöl-
kerung) mischt euch nicht in die Politik ein, und wir 
(das Regime) gewährleisten euch einen anständigen 
Lebensstandard«.

In dieser Formel gibt es zwei unbestimmte Kompo-
nenten (oder Elemente), deren konkreter Wert sich im 
Lauf der Zeit änderte und sich weiterhin ändert.

Element 1: Nichteinmischung in die Politik
Seit der ersten umfassenden Studie zu den verschiedenen 
Versionen eines Gesellschaftsvertrages in Belarus, die 
2009 von einem unabhängigen Thinktank, dem Bela-
rusischen Institut für strategische Studien (BISS) durch-
geführt wurde, hat sich die Formel »Nichteinmischung 
in die Politik« sehr verengt. So hatte die Regierung bis 
2020 bei Wahlen auf allen Ebenen praktisch nicht auf 
eine Nominierung alternativer Kandidat*innen reagiert. 
Bürger*innen, die im Rahmen der Bestimmungen des 
Wahlgesetzbuches ihre Unterstützung für diese Kandi-
dat*innen ausdrückten (durch Unterstützerunterschrift, 
Mitgliedschaft in Initiativgruppen, individuellen Wahl-
boykott usw.) wurden nur wenig verfolgt. Es gab prak-
tisch keine politische Kontrolle über die sozialen Netze 
(während ansonsten Straftaten wie die Verbreitung von 
Pornographie, Werbung für Drogen usw. im Internet 
intensiv verfolgt wurden). Das Regime mischte sich nicht 
in die Tätigkeit von Graswurzelbewegungen und gesell-
schaftlichen Initiativen ein, wenn diese nicht politischer 
Natur waren. Die Aktivitäten auf verschiedenen elektro-
nischen Plattformen zur kritischen Erörterung auch poli-
tischer Themen genossen relativ viel Freiheit. Es waren 
recht viele unabhängige Medien tätig, unter anderem 
das in Belarus historisch größte Internetportal TUT.by. 
Die Existenz verschiedener Nichtregierungsorganisatio-
nen, auch solcher, die sich kritisch gegen den politischen 
Kurs des Staates wandten, wurde gebilligt. Eine rück-
wirkende Anwendung von Gesetzen, die nach 2020 zur 
allgemeinen Praxis geriet, wurde nur selten vollzogen.

Die wichtigste Veränderung nach 2020 bestand im 
Folgenden: Wenn der Staat früher – bei aller Repres-
sivität der belarusischen Gesetzgebung – überwiegend 
Handlungen seiner Bürger*innen bewertete, dann zähl-
ten nach 2020 weniger die Handlungen, sondern eher 
die politische Haltung derjenigen, die bestraft wurden.

Element 2: Wohlstand
Was bot das Regime im Gegenzug für die harschen und 
unbestimmten Beschränkungen für politische Betäti-

gung? Die Autor*innen einer Studie des Belarusischen 
Insitituts für strategische Studien behaupteten, dass 
die »belarusische Stabilität sich auf die Zustimmung 
der Gesellschaft zu der Lage der Dinge stützt, die vom 
Regime bestimmt wird. Das Regime wiederum erfüllt 
ein gewisses Minimum der Versprechungen, die es der 
Gesellschaft gemacht hatte«.

Lange Jahre konnte dieses Minimalrepertoire an 
Verpflichtungen unter der Formel »tscharka i schkwarka« 
zusammengefasst werden (wörtlich: »ein Gläschen 
Schnaps und gebratenen Speck als sakuska« [das Häpp-
chen danach; d. Red.]; im Weiteren: »Schnaps und 
Speck«). Im übertragenen Sinne bedeutete es ein »mini-
males Einkommen für den Alltag und einfache Bedürf-
nisse«. Journalisten zitieren diese Worte aus einer Fern-
sehansprache des Präsidentschaftskandidaten Aljaksandr 
Lukaschenka von 1994: »Jeder Belaruse wird Schnaps 
und Speck auf dem Tisch haben«.

Diese inzwischen feste Redewendung ist nun vor 
allem aufgrund ihrer buchstäblichen Interpretation 
in aller Munde. Lukaschenkas Opponenten legten sie 
als einen Tausch von Freiheit und politischen Rechten 
gegen ein Ausbleiben von Hunger und einen stärkeren 
Zusammenhalt der Bevölkerung aus. Sie betonten, dass 
in der modernen Welt und besonders für Europa, zu dem 
Belarus ihrer Ansicht nach zivilisatorisch gehört, Hunger 
schon seit langem kein akutes Problem mehr darstelle, 
und dass die Präsentation eines erleichterten Zugangs zu 
stark alkoholischen Getränken als Errungenschaft des 
Regimes amoralisch sei. Gedanklich bestand die Kritik 
darin, dass die Formel »Schnaps und Speck« in Wirklich-
keit eine Zunahme des wirtschaftlichen Wohlstandes 
bremse und sich auf die ganz minimalen Verpflichtun-
gen des Staates gegenüber der Bevölkerung beziehe. Die 
Regierung sah das natürlich etwas anders, konnte aber 
zu dieser Frage keine vernünftige Medienkampagne ent-
wickeln. Hinzu kam, dass Vertreter*innen der Regie-
rung mitunter sogar Öl ins Feuer gossen, indem sie 
den Belarus*innen öffentlich vorwarfen, diese würden 
zu viel fordern, beispielsweise die Möglichkeit, jedes 
Jahr Ferienorte in Ägypten oder der Türkei aufzusu-
chen, sich ein modernes Handy oder etwa Markenklei-
dung usw. zu leisten.

Dadurch verschwanden die Botschaften von Gerech-
tigkeit und Wohlstand für alle, die regelmäßig in der 
Informationspolitik zu vernehmen waren, hinter dem 
Motto von »Schnaps und Speck« als Gipfel der staatli-
chen Sozialpolitik.

Unabhängige Forscher*innen haben im Rahmen 
des Projektes »Koscht urada« (dt.: »Preis der Regierung«) 
sogar einen eigenen, inoffiziellen Wirtschaftsindika-
tor ausgearbeitet, den »Schnaps und Speck«-Index, der 
die Menge der 100-Milliliter-Portionen Wodka und 
100-Gramm-Portionen filetierten Schweinefleischs 
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aufführt, die man sich in Belarus für den offiziell ver-
kündeten Durchschnittslohn leisten kann (es ist das 
belarusische Gegenstück zum Big Mac-Index). In den 
verschiedenen Phasen wies dieser Index mal eine nega-
tive, mal eine positive Entwicklung auf. Nach Beginn 
der russischen Vollinvasion in die Ukraine war sie insge-
samt positiv und schlug einen Rekord nach dem anderen. 
Allerdings gab es viele Probleme der Wirtschaft, die sich 
dort nicht widerspiegelten. Die Materialien des »Schnaps 
und Speck«-Index wurden 2023 als extremistisch einge-
stuft. Seither wird der Index von der Initiative »Waschy 
hroschy« (dt.: »Euer Geld«) erstellt.

Die Transformation des 
Gesellschaftsvertrags nach 2020

1.	 Offizielle Rhetorik
Derzeit arbeiten Vertreter*innen des Lukaschenka-
Regimes in der offiziellen Rhetorik nicht mehr mit dem 
Begriff »Schnaps und Speck«. Nach 2020 hat Aljaksandr 
Lukaschenka erstmals im Februar 2021, nämlich in sei-
ner Rede vor der sechsten »Allbelarusischen Volksver-
sammlung« einen Gesellschaftsvertrag angesprochen: 
»Die Aufgabe des Staates besteht weiterhin darin, die 
Bedingungen der Zusammenarbeit zwischen den sozia-
len Gruppen so zu einzurichten, dass sie von allen und 
jedem als gerecht wahrgenommen und verinnerlicht 
werden. Es ist die Gerechtigkeit, die die Grundlage des 
Gesellschaftsvertrags bildet, oder des sogenannten Sozi-
alvertrags, der seinen Ausdruck in der Verfassung fin-
det«. Gleichwohl wurde also die Rhetorik von einem 
Sozialstaat fortgeführt, der – nach Ansicht Lukaschen-
kas – »unser Markenzeichen« ist.

Im März 2023 wandte sich Lukaschenka auf einer 
Sitzung des Ministerrates erneut diesem Thema zu: »Das 
ist ein Gesellschaftsvertrag der Staatsmacht mit dem Volk. 
Die vordringlichen Zielrichtungen waren und bleiben 
für uns eine Erhöhung der Bezüge der öffentlichen Ange-
stellten und Militärangehörigen sowie die Unterstüt-
zung für Familien mit Kindern und die Rentner«. Es 
ist bemerkenswert, dass hier öffentlich der Fokus auf 
den staatlichen Sektor der Wirtschaft und die Silowiki 
gelegt wird, wie auch auf Biopolitik (nach der Konzep-
tion des französischen Philosophen Michel Foucault). 
Um Gerechtigkeit und Wohlstand für alle ging es schon 
lange nicht mehr.

Dann schließlich, im November 2025, lieferte der 
Propagandist Ihar Tur, der regelmäßig im staatlichen 
Fernsehsender ONT die offizielle Position verbreitet, 
eine eigenartige Auslegung von »Gerechtigkeit auf 
belarusisch«, indem er anmerkte, dass »wenn die Nor-
men dem im Wege stehen, müssen die Normen umge-
schrieben werden, denn die Gerechtigkeit steht über 
dem Gesetz, wie der Präsident sagte«. Der Propagandist 

räumte also im Kern ein, dass dem derzeitigen Gesell-
schaftsvertrag im Land folgendes Prinzip zu Grunde 
liegt: »Mitunter muss es auch ohne Gesetz gehen«.

In seiner Ansprache an das belarusische Volk und 
die Nationalversammlung der Republik Belarus unter 
dem Titel »Zeit konkreter Dinge«, die er am 18. Dezem-
ber 2025 hielt, wurden die Verpflichtungen der Staats-
macht gegenüber der Bevölkerung wie folgt formuliert: 
»stabile Beschäftigung, anständiges Einkommen und 
vor allem: Stabilität«. Wie im Weiteren zu zeigen sein 
wird, besteht das Problem in dem speziellen Verständ-
nis von Sicherheit, das beim Regime in Belarus besteht.

2.	 Das Element »Nichteinmischung in die Politik«
Bis 2020 stand es den Bürger*innen absolut frei, jede*n 
mögliche*n Präsidentschaftskandidat*innen zu unter-
stützen (dafür sind 100.000 Unterstützerunterschrif-
ten von Wahlberechtigten erforderlich, wobei für eine 
beliebige Anzahl von Kandidat*innen unterschrieben 
werden kann). Mehr noch: Die staatliche Propaganda 
stellte diese Freiheit im Großen und Ganzen in den 
Vordergrund. Nach 2020 jedoch haben Personen, die 
für die Nominierung eines/r oppositionellen Kandi-
dat*in unterschrieben, selbst solcher, die offiziell durch 
die Zentrale Wahlkommission registriert worden waren 
(wie etwa Swjatlana Zichanouskaja), Repressionen erlebt, 
bis hin zu Entlassungen. Allein deshalb, weil sie für eine 
Unterstützerunterschrift für eine*n unabhängige*n Kan-
didat*in getätigt hatten.

Über fünf Jahre und drei Urnengänge nach den Pro-
testen ist kein neuer und allgemein verständlicher Gehalt 
von »Nichteinmischung in die Politik« formuliert wor-
den. Dem stand und steht zum Teil die seit 2020 aus-
geweitete Praxis entgegen, neue repressive Gesetze zu 
verabschieden, die zudem rückwirkend gelten. Beispiels-
weise eine Strafe von bis zu sechs Jahren Freiheitsentzug 
gemäß Paragraf 361-4 des Strafgesetzbuches von Bela-
rus, nämlich für Likes, Links, Reposts und andere For-
men des Umgangs mit Informationsmaterialien, die in 
der Folge dann zu extremistischen und/oder terroris-
tischen erklärt wurden. Oder eine Verfolgung wegen 
Spenden an Organisationen oder Zusammenschlüsse, 
die dann als »extremistisch« oder »terroristisch« ein-
gestuft wurden, oder wegen Beteiligung an deren Bil-
dungsprogrammen oder -veranstaltungen, und so wei-
ter und so fort. Dabei sind selbst Anhänger*innen von 
Aljaksandr Lukaschenka nicht vor Repressionen sicher. 
Die Strafen können unterschiedlich und auch recht hart 
ausfallen. Für das Abonnieren einer aus Sicht der bela-
rusischen Behörden »extremistischen« Informations-
quelle kann man zu 15 Tagen Administrativarrest ver-
urteilt werden. Und auch wenn in dieser Zeit nichts 
gefunden wird, weswegen diese Person strafrechtlich 
zur Verantwortung gezogen werden könnte – seit 2020 
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spielt hier, wie bereits erwähnt, weniger die Handlung 
selbst eine Rolle als vielmehr die politische Haltung der 
oder des Betreffenden –, so verliert diese Person den-
noch ihre Arbeit, wegen Nichterscheinens am Arbeits-
platz…. Eine erneute Einstellung gestaltet sich dann 
höchst problematisch, weil ein Arbeitszeugnis der vor-
herigen Arbeitsstelle erforderlich ist. Es erfolgt allent-
halben eine rückwirkende Anwendung von Gesetzen, 
wenn jemand zum »Extremisten« wurde, weil er in den 
sozialen Medien Ressourcen abonniert hat, die seiner-
zeit in der Republik Belarus offiziell tätig sein konnten.

3.	 Das Element Sicherheit
Nach 2020 und insbesondere nach 2022 spielt das Thema 
Sicherheit eine immer größere Rolle, wenn es um die 
Frage geht, was die Regierung unter einem möglichen 
Gesellschaftsvertrag versteht. Dabei geht es sowohl um 
durchaus reale äußere Bedrohungen (etwa den Krieg in 
der Ukraine), als auch um vermeintliche innere Bedro-
hungen, wobei hier eine kognitive Dissonanz zu beob-
achten ist. Einerseits nahm Belarus im Global Terrorism 
Index von 2025 Platz 90 von 100 ein und gehörte damit 
zu den Ländern, in denen die Wirkung von Terroris-
mus sehr gering ist (den hundertsten Platz teilten sich 
allerdings 64 Staaten, in denen die Wirkung von Terro-
rismus gleich null ist). Dem gegenüber werden im offi-
ziellen belarusischen »Verzeichnis der Organisationen 
und natürlichen Personen, die an terroristischer Tätig-
keit beteiligt sind« über 1.300 Personen geführt. Das bela-
rusische staatliche »Republikweite Verzeichnis extremis-
tischer Materialien« umfasst über 2.000 Seiten. Würde 
man diese Zahlen direkt und nicht als Instrument für 
politische Repressionen auffassen, ergäbe sich für Bela-
rus eine absolut katastrophale Sicherheitslage.

Man kann mit Fug und Recht annehmen, dass 
»Sicherheit« nach 2020 auch den besonders privilegier-
ten Status von Mitarbeiter*innen der Sicherheitsbehör-
den und deren Sonderstellung innerhalb der staatlichen 
Verwaltung markieren soll. In diesem Kontext kann 
man von einer Neuformatierung des Gesellschafts-
vertrags zwischen Gesellschaft und Staatsmacht spre-
chen, nämlich hin zu einem Vertrag zwischen Regime 
und den Silowiki, den Angehörigen des Sicherheitsap-
parates, wobei letztere vollkommene Loyalität gegen-
über dem herrschenden Regime wahren und letzteres 
ihnen den Modus »mitunter muss es auch ohne Gesetz 
gehen« ermöglicht. Ende 2025 stellten der Soziologe 
Filipp Bikanou und die Journalistin Wolha Lojka wäh-
rend einer Online-Diskussion über die Entwicklung des 
Gesellschaftsvertrages fest, dass es eine Verschiebung 
von der Formel »Stabilität gegen Schweigen« hin zum 
Modell »Frieden statt Gerechtigkeit« gab.

Die Frage des Friedens in Belarus erscheint ange-
sichts des russischen Krieges gegen die Ukraine tat-

sächlich wichtig. Die belarusischen Propaganda unter-
nimmt unglaubliche Anstrengungen, um die These zu 
befördern, Aljaksandr Lukaschenka habe sich außerge-
wöhnlich große persönliche Verdienste erworben, weil 
er verhindert habe, dass Belarus in den Krieg hineinge-
zogen wird. Lukaschenka selbst spricht ständig davon, 
es sei besser, sich mit den ständig zunehmenden Forde-
rungen nach Disziplin, Ordnung usw. abzufinden, »statt 
im Krieg zu kämpfen«. Der »friedliche Himmel« über 
Belarus ist jedoch nicht ganz so friedlich: Dabei waren 
die wichtigsten Sanktionspakete gegen Belarus ja gerade 
wegen der Unterstützung des russischen Angriffskrie-
ges durch das Lukaschenka-Regime erlassen worden. 
Und in Belarus selbst erfolgte im Frühjahr 2026 eine 
umfassende, zweimonatige Überprüfung der Einsatz-
bereitschaft der Streitkräfte. Hinzu kommt, dass die 
belarusische Regierung von jährlich Hunderten Fällen 
sprach, in denen der Luftraum des Landes verletzt wor-
den sei. Es entstand also eine zwiespältige Situation, in 
der einerseits Belarus sich als Hort der Sicherheit, der 
Ruhe, der Friedenstreue und der Stärkung der Sicher-
heit in der Region positioniert und andererseits ständig 
Kriegserwartungen geschürt werden und eine allmäh-
liche Militarisierung der Gesellschaft erfolgt.

4.	 Das Element »Wohlstand«
Die sozialen und wirtschaftlichen Eckdaten wurden in 
Aljaksandr Lukaschenkas Ansprache als »Stabilität der 
Beschäftigung« und »anständiges Niveau der Einkom-
men« subsummiert. Natürlich hatte die Regierung auch 
vor 2020 so gesprochen, war da aber konkreter gewesen.

Der Arbeitsmarkt in Belarus wies Anfang 2026 eine 
strukturelle Disbalance auf: Es herrscht ein heftiger 
Arbeitskräftemangel (insbesondere bei Arbeiter*innen) 
und gleichzeitig besteht unter Bürokräften ein intensi-
ver Konkurrenzkampf. Es ist ein Anstieg der Reallöhne 
zu beobachten; mit Stand vom 1. März 2026 waren über 
155.000 freie Stellen gemeldet, während die Arbeitslosig-
keit auf niedrigem Niveau verharrte (2,5 Prozent nach 
den Standards der Internationalen Arbeitsorganisation, 
engl.: ILO). Viele der freien Stellen bleiben aufgrund 
der politischen Repressionen chronisch unbesetzt (unter 
anderem wegen faktisch bestehender Berufsverbote).

Dadurch ergibt sich eine paradoxe Situation. Die 
Regierung verfolgt einerseits eine Politik, die bestimmte 
Menschen aus dem Arbeitsmarkt herausdrängt, wobei 
sie Fragen der infrastrukturellen Sicherheit und der wirt-
schaftlichen Zweckmäßigkeit unberücksichtigt lässt. 
Gleichzeitig werden Menschen an ihre Arbeitsplätze 
gefesselt. Unter den neuesten Regelungen ist die her-
vorzuheben, dass Abiturient*innen nicht zu zahlungs-
pflichtigen Studienplätzen an medizinischen Hoch-
schulen zugelassen werden. Das führt dazu, dass alle 
Studierenden verpflichtet sind, in staatlichen Gesund-



Belarus-Analysen Nr. 84, 27.07.2026 10

heitseinrichtungen ihre »Schuld« abzuarbeiten, so lau-
ten die gesetzlichen Vorschriften für jene Studierenden, 
die in Belarus auf Kosten des Staatshaushaltes studie-
ren. Das Gleiche gilt für den heftigen Anstieg der Abi-
turient*innen, die auf zielgerichtete Bestellung staatli-
cher Unternehmen eine medizinische oder andere im 
öffentlichen Bereich benötigte Ausbildung absolvieren. 
Früher konnten junge Menschen ja ein kostenpflichti-
ges Studium absolvieren und der Verpflichtung entge-
hen, das Studium im öffentlichen Sektor »abzuarbeiten«.

In diesem Zusammenhang ist ein Blick auf die staatli-
che Lohnpolitik interessant. Nach dem Machtantritt von 
Aljaksandr Lukaschenka veränderten sich die Durch-
schnittgehälter nicht der Arbeitsproduktivität entspre-
chend, sondern stiegen im Vorfeld von Präsidentschafts-
wahlen, praktisch als eine Art Stimmenkauf. Lange Jahre 
schwankte das Durchschnittseinkommen im Bereich von 
500 US-Dollar (diese psychologisch wichtige Schwelle 
wurde immer wieder mal überschritten und dann aber 
wieder unterschritten). Lukaschenka hat mehrfach ver-
sprochen, diese Marke zu erreichen und sprach sogar 
davon, es handele sich um eine »heilige Ziffer«.

Diese künstliche Ankurbelung der Gehälter hatte Fol-
gen, die insbesondere 2011 heftig waren. Seinerzeit folgte 
der Anhebung des Durchschnittslohns (im Vorfeld der 
Präsidentschaftswahlen im Dezember 2010) eine Ent-
wertung des belarusischen Rubel um zwei Drittel, was in 
Dollar gemessen ein entsprechendes Absinken der Durch-
schnittseinkommen bedeutete. Es folgten friedliche Mas-
senproteste, die den ganzen Sommer 2011 anhielten und 
von Sicherheitskräften gewaltsam unterdrückt wurden. 
Das totale Funktionieren der Repressionsmaschine 2011 
wird anhand eines tragikomischen Falls deutlich, bei dem 
eine Person wegen angeblichen Händeklatschens auf der 
Straße (als Zeichen des Protestes) verurteilt wurde – der 
Betreffende hatte nur eine Hand.

Diese Ereignisse machten Lukaschenka deutlich, 
dass die ihm bekannten Methoden, sich um das wirt-
schaftliche Wohlergehen der Gesellschaft zu kümmern, 
zum Gegenteil führen und letztendlich Proteste mit 
Gewalt niedergeschlagen werden müssen. Dementspre-
chend wird die Unterstützung durch die Silowiki sehr 
viel wichtiger als eine erkaufte Loyalität der Bevölkerung. 
Wir können davon ausgehen, dass die Ereignisse von 
2020 Lukaschenka in dieser Ansicht nur bestärkt haben.

In den Narrativen der Propaganda fehlt nun jedwede 
Zielmarke für den Durchschnittslohn, seien es nun 500, 
700, 1.000 oder ein anderer Dollarbetrag. So wird auch 
im Programm für die sozio-ökonomische Entwicklung 
von 2026 bis 2030 nichts dergleichen erwähnt.

Gleichwohl enthält dieses Dokument nicht wenige 
Indikatoren zum Wohlstand der Bevölkerung, zu einem 
entwickelten System der sozialen Absicherung usw. Das 
alles kann als Fortführung des alten Gesellschaftsver-

trages betrachtet werden. Die Frage ist, welche Ziele 
die Regierung damit verfolgt. Angesichts des Umstan-
des, dass die erlaubte »politische Partizipation« maxi-
mal eingeschränkt ist und sich das Regime derart auf 
die Silowiki stützt, gewinnen vermutlich folgende Über-
legungen immer größere Bedeutung: Die Loyalität der 
Bevölkerung sollte nicht erkauft werden, sondern es müs-
sen vielmehr Bedingungen geschaffen werden, die ein 
Funktionieren der Wirtschaft und der grundlegenden 
Infrastruktur gewährleisten. Es ist offensichtlich, dass 
die Regierung einen kritischen Punkt fürchtet, an dem 
es zu einem Kollaps zentraler Bereiche der Wirtschaft 
kommt. Hierin könnte das Wesen eines neuen Gesell-
schaftsvertrags bestehen, der sich derzeit herausbildet.

Es lohnt sich, die zentralen Staatshaushalte von 2019 
und 2025 zu vergleichen. 2019 schlugen dort auf der 
Ausgabenseite 21,3 Milliarden Rubel zu Buche (das 
entsprach 10,18 Mrd. US-Dollar nach dem gewichte-
ten Durchschnittskurs von 2019). Dabei war der Haus-
halt seinerzeit profizitär. 2025 hatte der Ausgabenteil 
des Haushalts ein Volumen von 50,3 Milliarden Rubel 
(16,41 Mrd. US-Dollar); allerdings wies der Haushalt 
nun ein Defizit auf. Die Entwicklung, die die sozio-öko-
nomische Versorgung der Bevölkerung von Belarus in 
den letzten Jahren genommen hat, verdient hier natür-
lich eine gesonderte Erforschung.

Auch die Zusammenarbeit der EU mit Belarus, die 
praktisch zum Erliegen gekommen ist, ist ein interessan-
tes Thema. In der Zeit von 2014 bis 2020 flossen nach 
EU-Angaben allein aus den europäischen Fördertöp-
fen 700 Millionen Euro direkt nach Belarus. Auch die 
offensichtlichen Vorteile durch eine grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit, eine relativ große Freizügig-
keit usw. gehören der Vergangenheit an. Die belarusi-
sche Regierung hat erklärt, dass diese Exportverluste 
durch eine verstärkte Zusammenarbeit mit Russland 
und den Ländern des »fernen Bogens« (also mit Län-
dern in Asien und Afrika) kompensiert werden konn-
ten. Das Besondere der Zusammenarbeit mit der EU 
bestand unter anderem auch in der erheblichen Unter-
stützung, die die EU bei der Modernisierung der bela-
rusischen Infrastruktur leistete (Verkehrswege, Energie-
wirtschaft, Wasserversorgung usw.). Die Regierung hat 
Mechanismen entwickelt, mit denen der Wegfall dieser 
Unterstützung kompensiert werden soll: Das Finanz-
ministerium versprach 2023, dass alle Projekte »durch 
Eigenmittel der ausführenden juristischen Personen, 
Mittel aus dem zentralen Haushalt und aus lokalen 
Haushalten, aus staatlichen außerhaushaltlichen Fonds 
sowie aus anderen Quellen« bestritten werden.« Aller-
dings sind Angaben zu möglichen konkreten Ergebnis-
sen nicht öffentlich zugänglich.

Die Arbeit der staatlichen Verwaltung hat angesichts 
mangelnder Ressourcen und des Unvermögens, Ent-

https://euroradio.fm/ru/report/odnorukii-invalid-obzhaluet-prigovor-za-khlopane-v-ladoshi-40420
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scheidungen von Lukaschenka der Öffentlichkeit sinn-
voll zu vermitteln, anekdotenhafte Folgen. So ordnete 
Aljaksandr Lukaschenka am 3. Februar 2026 an, die Zeit 
zu reduzieren, in der die Straßenbeleuchtung einzuschal-
ten ist. Begründet wurde das mit Sparzwängen; aller-
dings wurden keine konkreten Zahlen genannt. Und 
das, obwohl kostengünstige Energieträger aus Russland 
geliefert werden und Belarus über ein eigenes, von der 
Regierung vielgelobtes Atomkraftwerk verfügt. Diese 
Entscheidung führte in den Morgen- und Abendstun-
den praktisch zu einem Verkehrskollaps und wurde nach 
wenigen Tagen im Grunde wieder zurückgenommen. 
Es ist bezeichnend, dass immer noch unklar ist, wel-
che sinnvolle Begründung es für diesen Beschluss gab, 
und wie er juristisch umgesetzt wurde. Das alles kann 
als äußeres Anzeichen für den fortgesetzten Verfall der 
staatlichen Verwaltung in Belarus betrachtet werden: 
Das Verwaltungspersonal wird aufgrund von Loyalität 
zusammengestellt und nicht aufgrund einer Eignung für 
den betreffenden Posten. Die Institutionen sind zudem 
genötigt, chronisch im Modus »mitunter (und immer 
öfter) muss es auch ohne Gesetz gehen« zu funktionieren.

Schlussfolgerungen
Das Phänomen des »Gesellschaftsvertrags«, das sich in 
Belarus in den frühen Jahren der Herrschaft von Aljak-

sandr Lukaschenka etabliert hat und in dieser Form 
recht gut von Expert*innen untersucht wurde, sollte 
ursprünglich politische Loyalität gewährleisten, indem 
im Gegenzug wirtschaftliche Vorteile gewährt werden.

Mit der Stärkung autoritärer Institutionen und des 
Sicherheitsapparates schien allerdings die Furcht vor 
einer wachsenden Illoyalität der Bevölkerung abzuneh-
men. Dieser Prozess setzte nach der erfolgreichen Unter-
drückung der Proteste von 2011 ein und kulminierte in 
den Ereignissen von 2020.

Dadurch entwickelte sich ein neuer Gesellschafts-
vertrag, bei dem der Grad der erlaubten politischen Par-
tizipation maximal reduziert ist und die Bedeutung des 
Sicherheitsapparates drastisch zunimmt.

Gleichwohl bleibt in der Politik des Staates eine 
soziale Komponente erhalten. Sie wird allerdings mit 
neuem Sinn versehen: Es geht nicht um garantierte 
Loyalität, sondern um ein garantiertes, minimales Funk-
tionieren der für den Staat und die Gesellschaft lebens-
wichtigen Institutionen, und zwar vor dem Hintergrund 
der verstärkten wirtschaftlichen Abhängigkeit von Russ-
land und der Gefahren für die Sicherheit, die vom Nach-
barland ausgehen.

Übersetzung aus dem Russischen: Hartmut Schröder

Über den Autor
Michail Miadviedka ist promovierter Politologe und Associate Analyst am Kaściuška Security Studies Institute. Er war in 
Belarus zehn Jahre im akademischen Bereich und acht Jahre auf mittlerer Ebene in einem Ministerium tätig (Details 
werden aus Sicherheitsgründen zurückgehalten). Zu seinen Forschungsinteressen gehören: Sozialpolitik und soziale 
Sicherheit, Gesellschaftsverträge in autoritär regierten Staaten sowie Wissenschafts- und Bildungssysteme.
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UMFR AGEN

Gesellschaftsvertrag in Belarus 

Grafik 1: 	 Was sollte die Regierung Ihrer Meinung nach für Menschen wie Sie tun?
Ranking der vom Staat erwarteten Maßnahmen (absteigend) 2009 2024

Hochwertige Gesundheitsversorgung gewährleisten 1 1

Sicherstellen, dass Menschen die Möglichkeit haben, Geld zu verdienen 2 2

Bürgerinnen und Bürger vor Kriminalität schützen 3 3

Sicherstellen, dass Arbeitgeber ihren Verpflichtungen gegenüber Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern nachkommen 4 4

Den Rechtsstaat schützen, damit ich mich bei Problemen an die Gerichte wenden kann 5 5

Angemessene Renten gewährleisten 6 6

Kostenlose Gesundheitsversorgung bereitstellen 7 7

Kostenlose weiterführende Bildung gewährleisten 8 8

Sicherstellen, dass Bankeinlagen zu 100 % sicher sind 9 9

Beschäftigung garantieren 10 10

Bürgerinnen und Bürger beim Erwerb von Wohnungen unterstützen, zinsgünstige Kredite anbieten 11 11

Soziale Leistungen und Unterstützung bereitstellen 12 12

Politische Stabilität gewährleisten 13 13

Sicherstellen, dass es Möglichkeiten für Unternehmerinnen und Unternehmer gibt 14 14

Stipendien vergeben 15 15

Kostenlose Hochschulbildung bereitstellen 16 16

Quelle: Belarus: The changing social contract. The results of a public opinion poll conducted between 3 and 22 February 2024; Chatham House; S. 11: https://drive.
google.com/file/d/1hVYn5esNKSDAykhcOGL2lphmTtSeLVJO/view

Grafik 2a:	 Sind Ihrer Meinung nach im heutigen Belarus Reformen notwendig oder nicht notwendig? (2024, %)
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Quelle: Belarus: The changing social contract. The results of a public opinion poll conducted between 3 and 22 February 2024; Chatham House; S. 22: https://drive.
google.com/file/d/1hVYn5esNKSDAykhcOGL2lphmTtSeLVJO/view

Grafik 2b: 	 Art der Reformen (2024, % derjenigen, die Reformen für notwendig halten)

17

36

39 8
Die Rolle des Staates stärken

Die Rolle des Staates gleichermaßen sowohl stärken als auch verringern

Die Rolle des Staates verringern

Weiß nicht

Quelle: Belarus: The changing social contract. The results of a public opinion poll conducted between 3 and 22 February 2024; Chatham House; S. 22: https://drive.
google.com/file/d/1hVYn5esNKSDAykhcOGL2lphmTtSeLVJO/view
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Grafik 2c:	 Vordringliche Reformbereiche (2024, % derjenigen, die Reformen für notwendig halten)
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Quelle: Belarus: The changing social contract. The results of a public opinion poll conducted between 3 and 22 February 2024; Chatham House; S. 22: https://drive.
google.com/file/d/1hVYn5esNKSDAykhcOGL2lphmTtSeLVJO/view

Grafik 3:	 Inwieweit stimmen Sie den folgenden Aussagen zu oder nicht zu? (2024, %)
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In unserem Staat herrschen gesellschaftlicher Frieden und politische
Stabilität, die einige Einschränkungen der Demokratie und der

Meinungsfreiheit rechtfertigen.

Gewöhnliche Menschen in Belarus sind nicht vor willkürlichem
Handeln der Behörden geschützt.
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Quelle: Belarus: The changing social contract. The results of a public opinion poll conducted between 3 and 22 February 2024; Chatham House; S. 40: https://drive.
google.com/file/d/1hVYn5esNKSDAykhcOGL2lphmTtSeLVJO/view

Grafik 4:	 Akzeptanz des alten Gesellschaftsvertrags in Belarus (2024, %)

Quelle: Belarus: The changing social contract. The results of a public opinion poll conducted between 3 and 22 February 2024; Chatham House; S. 52: https://drive.
google.com/file/d/1hVYn5esNKSDAykhcOGL2lphmTtSeLVJO/view
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